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Mustersatzung für kooperative Lebensmittelläden
[optional] Präambel

Die Genossenschaft versteht sich als Zusammenschluss von Menschen, die gemeinschaftlich, demokratisch und 
solidarisch eine nachhaltige, faire und transparente Lebensmittelversorgung gestalten wollen. Sie fördert den 
Zugang ihrer Mitglieder zu guten, gesunden und fair produzierten Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen. Die 
Genossenschaft orientiert sich an ökologischen und sozialen Gesichtspunkten, an einem respektvollen Miteinan-
der sowie an der aktiven Mitwirkung ihrer Mitglieder.

§ 1 Name und Sitz

(1) Die Genossenschaft heißt [Name] eG.

(2) Der Sitz der Genossenschaft ist [Ort].

§ 2 Zweck und Gegenstand

(1) Die Genossenschaft bezweckt die Förderung der Wirtschaft und der sozialen Belange der Mitglieder durch 
gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb. Die Förderung erfolgt als partizipative Konsumgenossenschaft durch die 
Mitarbeit und Einkauf im Genossenschaftsladen.

(2) Der Gegenstand der Genossenschaft ist der Aufbau und Betrieb gemeinschaftlicher Versorgungsstrukturen 
für Lebensmittel und Bedarfsgegenstände, vorrangig für die Mitglieder. Die Genossenschaft kann hierzu Lebens-
mittel und Bedarfsgegenstände erzeugen, erwerben, lagern, verarbeiten, vertreiben und verkaufen.Die Genos-
senschaft fördert die Vernetzung der aktiven Mitglieder, transparente und faire Versorgungsstrukturen, die Be-
ratung und Information der aktiven Mitglieder in ihrer Eigenschaft als Verbraucherinnen und Verbrauchern so-
wie die Mitgestaltung des Ernährungssystems durch Kooperation, Teilhabe und demokratische Selbstverwal-
tung.Die Genossenschaft erfüllt ihren Zweck unter besonderer Berücksichtigung ökologischer und sozialer Ge-
sichtspunkte.

(3) Geschäfte mit Nichtmitgliedern sind zulässig.

(4) Die Genossenschaft kann sich an anderen Unternehmen beteiligen, wenn dies der Förderung der Mitglieder 
dient.

§ 3 Mitgliedschaft

(1) Zum Erwerb der Mitgliedschaft bedarf es einer unbedingten Beitrittserklärung in Textform, über die der 
Vorstand entscheidet. Voraussetzung für die Mitgliedschaft ist die Bereitschaft zu einer aktiven Mitarbeit im 
Laden. Das Mitglied ist mit den Angaben gem. § 30 GenG sowie darüber hinaus mit der E-Mailadresse (soweit 
vorhanden) aufzunehmen.

(2) Die Mitgliedschaft endet durch
a) Kündigung,
b) Übertragung des gesamten Geschäftsguthabens,
c) Tod bzw. Auflösung einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft oder
d) Ausschluss.

[optional] § 4 Investierende Mitglieder

(1) Wer die Einrichtungen der Genossenschaft (Einkauf und Mitarbeit im Laden) nicht nutzen kann oder möchte, 
der kann vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates als investierendes Mitglied zugelassen werden oder in  
Textform beantragen, dass seine Mitgliedschaft vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats in eine 
investierende Mitgliedschaft umgewandelt wird. 

(2) Investierende Mitglieder haben die gleichen Rechte und Pflichten wie die anderen Genossenschaftsmitglieder, 
soweit nicht nachfolgend anderes geregelt ist.

(3) Die Investierenden Mitglieder haben kein Stimmrecht in der Generalversammlung. 
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(4) Die Zahl der investierenden Mitglieder im Aufsichtsrat darf ein Viertel der Aufsichtsratsmitglieder nicht 
überschreiten. 

(5) Investierende Mitglieder sind nicht zur Gemeinschaftshilfe verpflichtet.

§ 5 Geschäftsanteil, Beteiligung, Nachschusspflicht und Eintrittsgeld

(1) Der Geschäftsanteil beträgt [Betrag] €. 

(2) Ein Mitglied kann bis zu [Zahl] / mehrere Geschäftsanteile übernehmen.

(3) Zum Erwerb der Mitgliedschaft bedarf es einer Beteiligung mit [Zahl] Geschäftsanteil(en) 
(mitgliedschaftsbegründende Beteiligung).

(4) Über die Beteiligung gemäß Abs. 3 hinaus können sich die Mitglieder mit weiteren Geschäftsanteilen 
beteiligen (freiwillige Beteiligung).

(5) Der Geschäftsanteil ist sofort in voller Höhe einzuzahlen. [Optional:] Für die Hälfte des Geschäftsanteils kann 
der Vorstand monatliche Ratenzahlungen binnen zwei Jahren zu je gleich hohen Raten zulassen; dies gilt nicht für  
freiwillige Geschäftsanteile.

(6) Die Mitglieder sind nicht zur Leistung von Nachschüssen verpflichtet.

(7) Durch Beschluss der Generalversammlung kann ein Eintrittsgeld festgelegt werden, das den Rücklagen 
zugeführt wird. Die Höhe des Eintrittsgeldes darf den Betrag eines Geschäftsanteils insgesamt nicht übersteigen.

[optional] (8) Die Mitglieder können bis zu einem Betrag von höchstens [Betrag] € pro Geschäftsjahr zur Zahlung 
von laufenden Mitgliedsbeiträgen verpflichtet werden für Leistungen, welche die Genossenschaft den Mitgliedern  
erbringt oder zur Verfügung stellt. Näheres regelt die von der Generalversammlung zu beschließenden Beitrags-
ordnung.

§ 6 Rechte der Mitglieder

Die Mitglieder sind berechtigt,
a) die Leistungen der Genossenschaft zu nutzen [Optional:](außer sie sind investierende Mitglieder),
b) an der Generalversammlung teilzunehmen,
c) rechtzeitig vor Feststellung des Jahresabschlusses durch die Generalversammlung auf ihre Kosten eine 
Abschrift des Jahresabschlusses, des Lageberichts (soweit gesetzlich erforderlich) und des Berichts des 
Aufsichtsrats zu verlangen,
d) Einsicht in das zusammengefasste Ergebnis des Berichts über die Prüfung des Prüfungsverbands zu nehmen,
e) sich an Verlangen von einem Zehntel der Mitglieder auf Einberufung der Generalversammlung oder 
Ankündigung von Beschlussgegenständen zu beteiligen,
f) das Protokoll der Generalversammlung einzusehen,
g) die Mitgliederliste einzusehen und
h) an Arbeitsgruppen teilzunehmen und die Einrichtung von Arbeitsgruppen vorzuschlagen.

§ 7 Pflichten der Mitglieder

(1) Die Mitglieder sind verpflichtet,
a) die auf den Geschäftsanteil vorgeschriebenen Einzahlungen zu leisten,
b) die Interessen der Genossenschaft in jeder Weise zu fördern,
c) die Satzung der Genossenschaft einzuhalten und die von den Organen der Genossenschaft gefassten 
Beschlüsse auszuführen,
d) die Einrichtungen der Genossenschaft in angemessenem Umfang zu nutzen [Optional:](außer sie sind 
investierende Mitglieder) und
e) eine Änderung ihrer Anschrift und ihrer E-Mailadresse mitzuteilen und
f) vertrauliche Informationen über die Genossenschaft, ihre Mitglieder, Lieferantinnen und Lieferanten sowie 
Kundinnen und Kunden vertraulich zu behandeln.
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(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, für Aufbau, Erhaltung und Betrieb der Genossenschaft alle vier Wochen [Zahl 
ggf. ergänzt mit maximal] Stunden Gemeinschaftshilfe zu leisten. Das Nähere, insbesondere Art und Weise der 
Gemeinschaftshilfe, Ausnahmen, Befreiungen, Nachweise und Ausgleichsmöglichkeiten , regelt eine von der 
Generalversammlung zu beschließende Gemeinschaftshilfeordnung. 

(3) Die Gemeinschaftshilfe ist Ausdruck der genossenschaftlichen Selbsthilfe. Sie begründet kein 
Arbeitsverhältnis, soweit nicht im Einzelfall ausdrücklich etwas anderes vereinbart wird.

(4) Verletzt ein Mitglied schuldhaft seine Pflicht zur Leistung der Gemeinschaftshilfe, können nach Maßgabe der 
Gemeinschaftshilfeordnung angemessene Sanktionen (Ordnungsstrafen) verhängt werden. Als Sanktionen 
kommen die Verpflichtung zur Nachholung der versäumten Gemeinschaftshilfe, die Verpflichtung zur Leistung 
zusätzlicher Gemeinschaftshilfe (die Ableistung einer doppelten Schicht bei schuldhaft versäumten Schichten), 
sowie der vorübergehende Entzug des Rechts zur Nutzung der Einkaufsmöglichkeiten der Genossenschaft in 
Betracht. Die mehrfache Verletzung einer Pflicht oder die Verletzung mehrerer Pflichten begründet die 
Möglichkeit einer Verhängung mehrerer Ordnungsstrafen.

(5) Über die Verhängung der Ordnungsstrafe entscheidet der Vorstand. Die Generalversammlung kann einen 
Sanktionsbeirat mit bis zu drei Mitgliedern wählen, der den Vorstand bei der Prüfung und Bemessung von 
Ordnungsstrafen berät. Der Vorstand kann vor seiner Entscheidung eine Stellungnahme des Sanktionsbeirats 
einholen; bei einem vorübergehenden Entzug des Rechts zur Nutzung der Einkaufsmöglichkeiten soll eine 
Stellungnahme eingeholt werden. Der Vorstand ist an die Stellungnahme nicht gebunden. Über die Verhängung 
einer Ordnungsstrafe gegen ein Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats entscheidet die 
Generalversammlung; Abs. 7 findet in diesem Fall keine Anwendung.

(6) Die Sanktionen müssen verhältnismäßig sein. Vor ihrer Verhängung ist dem Mitglied Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben.

(7) Gegen die Verhängung der Ordnungsstrafe kann binnen vier Wochen schriftlich gegenüber dem Aufsichtsrat 
Widerspruch eingelegt werden; erst nach der Entscheidung des Aufsichtsrats kann der Beschluss gerichtlich 
angefochten werden.

(8) Der Ausschluss eines Mitglieds wegen Verletzung der Pflicht zur Gemeinschaftshilfe bleibt nach Maßgabe 
dieser Satzung unberührt. Dieselbe Pflichtverletzungshandlung oder -unterlassung kann jedoch nicht zugleich mit 
Ordnungsstrafe und Ausschluss geahndet werden.

§ 8 Kündigung

Die Frist für die Kündigung der Mitgliedschaft oder einzelner freiwilliger Geschäftsanteile beträgt zwei Jahre zum 
Schluss des Geschäftsjahres. Die Kündigung muss in Textform erklärt werden.

§ 9 Übertragung des Geschäftsguthabens

(1) Jedes Mitglied kann sein Geschäftsguthaben jederzeit durch Vereinbarung in Textform einem anderen ganz 
oder teilweise übertragen und hierdurch seine Mitgliedschaft ohne Auseinandersetzung beenden oder die 
Anzahl seiner Geschäftsanteile verringern, sofern der Erwerber Mitglied der Genossenschaft wird oder bereits ist 
und das zu übertragende Geschäftsguthaben zusammen mit dem bisherigen Geschäftsguthaben den 
Gesamtbetrag der Geschäftsanteile, mit denen der Erwerber beteiligt ist oder sich zulässig beteiligt, nicht 
überschritten wird.

(2) Die Übertragung des Geschäftsguthabens bedarf der Zustimmung des Vorstandes.

§ 10 Tod, Auflösung oder Erlöschen

(1) Mit dem Tod eines Mitglieds geht die Mitgliedschaft auf die Erbinnen und Erben über. Sie endet mit dem 
Schluss des Geschäftsjahres, in dem der Erbfall eingetreten ist.

(2) Wird eine juristische Person oder Personengesellschaft aufgelöst oder erlischt sie, so endet die Mitgliedschaft 
mit dem Schluss des Geschäftsjahres, in dem die Auflösung oder das Erlöschen wirksam geworden ist. Im Falle 
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der Gesamtrechtsnachfolge wird die Mitgliedschaft bis zum Schluss dieses Geschäftsjahres durch die Gesamt-
rechtsnachfolgerin oder den Gesamtrechtsnachfolger fortgesetzt.

§ 11 Ausschluss

(1) Mitglieder können zum Schluss eines Geschäftsjahres ausgeschlossen werden, wenn
a) sie die Genossenschaft schädigen,
b) sie die gegenüber der Genossenschaft bestehenden Pflichten trotz Mahnung unter Androhung des 
Ausschlusses nicht erfüllen,
c) sie die Einrichtungen der Genossenschaft dauerhaft nicht nutzen,
d)  sie die in der Präambel verankerten Werte und Grundsätze verletzen,
e) sie wiederholt  trotz Androhung des Ausschlusses gegen die nach § 7 Abs. 2 aufgestellten 
Gemeinschaftshilfeordnung verstoßen oder
f) sie unter der der Genossenschaft bekannt gegebenen Anschrift dauernd nicht erreichbar sind.
Ein Mitglied gilt als dauernd nicht erreichbar, wenn ihm zwei Schreiben der Genossenschaft unter seiner der 
Genossenschaft bekannt gegebenen Anschrift nicht zugehen, wobei zwischen den Schreiben mindestens vier 
Wochen liegen müssen.

(2) Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Das Mitglied muss vorher angehört werden; dies gilt nicht für 
einen Ausschluss gemäß Absatz 1 Satz 1 f). [optional:] Bei einem Ausschluss gemäß Absatz 1 e ist dem Mitglied 
im Rahmen der Anhörung zur Abwendung des Ausschlusses die Wandlung der Mitgliedschaft in eine 
investierende Mitgliedschaft anzubieten. Der Beschluss, durch den das Mitglied ausgeschlossen wird, ist dem 
Mitglied vom Vorstand unverzüglich durch eingeschriebenen Brief mitzuteilen. Das Mitglied verliert ab dem 
Zeitpunkt der Absendung der Mitteilung das Recht, die Leistungen der Genossenschaft zu nutzen, auf Teilnahme 
an der Generalversammlung sowie seine Mitgliedschaft im Vorstand oder Aufsichtsrat.

(3) Gegen den Ausschlussbeschluss des Vorstands kann binnen sechs Wochen nach Absendung schriftlich 
gegenüber dem Aufsichtsrat Widerspruch eingelegt werden (Ausschlussfrist). Erst nach der Entscheidung des 
Aufsichtsrats kann der Ausschluss gerichtlich angefochten werden.

(4) Über Ausschlüsse von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern entscheidet die Generalversammlung.

§ 12 Auseinandersetzung

(1) Das Ausscheiden aus der Genossenschaft hat die Auseinandersetzung zwischen dem ausgeschiedenen 
Mitglied bzw. dessen Erben und der Genossenschaft zur Folge. Die Auseinandersetzung unterbleibt im Falle der 
Übertragung von Geschäftsguthaben.

(2) Die Auseinandersetzung erfolgt aufgrund des von der Generalversammlung festgestellten Jahresabschlusses. 
Das nach der Auseinandersetzung sich ergebende Guthaben ist dem Mitglied binnen sechs Monaten nach 
seinem Ausscheiden auszuzahlen. Auf die Rücklagen und das sonstige Vermögen der Genossenschaft hat das 
ausgeschiedene Mitglied keinen Anspruch. 

(3) Beim Auseinandersetzungsguthaben werden Verlustvorträge anteilig abgezogen; die Generalversammlung 
kann eine Schonung beschließen.

(4) Die Genossenschaft ist berechtigt, fällige Forderungen gegen das ausgeschiedene Mitglied mit dem 
Auseinandersetzungsguthaben aufzurechnen. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Auseinandersetzung nach Kündigung einzelner 
Geschäftsanteile.

§ 13 Generalversammlung

(1) Die Generalversammlung findet am Sitz der Genossenschaft als Präsenzversammlung statt, sofern nicht der 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates einen anderen Ort oder nach § 43b GenG eine andere Form 
(virtuell, hybrid oder im gestreckten Verfahren) festlegt.
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(2) Die Generalversammlung wird durch unmittelbare Benachrichtigung sämtlicher Mitglieder in Textform 
einberufen. Die Generalversammlung wird durch den Vorstand einberufen, der Aufsichtsrat kann die 
Generalversammlung einberufen, wenn dies im Interesse der Genossenschaft erforderlich ist.

(3) Die Einladung zur Generalversammlung muss unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen 
zwischen dem Zugang der Einladung und dem Tag der Generalversammlung erfolgen. Bei der Einberufung sind 
die Tagesordnung und die Form der Generalversammlung sowie ggf. Zugangsdaten, Angaben zur Nutzung der 
schriftlichen oder elektronischen Kommunikation und bei Versammlungen im gestreckten Verfahren zusätzlich 
die Form der Erörterungsphase bekannt zu machen. Ergänzungen der Beschlussgegenstände müssen den 
Mitgliedern mindestens eine Woche vor der Generalversammlung in Textform zugehen. Die Mitteilungen gelten 
als zugegangen, wenn sie vier Werktage vor Beginn der Frist an die zuletzt bekannt gegebene Anschrift/E-Mail-
Adresse abgesendet worden sind.

(4) Jede ordnungsgemäß einberufene Generalversammlung ist unabhängig von der Zahl der Teilnehmer 
beschlussfähig.

(5) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Investierende Mitglieder haben kein Stimmrecht.

(6) Die Mitglieder können in Textform Stimmrechtsvollmacht erteilen, die vor Beginn der Generalversammlung, 
spätestens jedoch vor der ersten Ausübung, vorgelegt werden muss. Kein Bevollmächtigter darf mehr als zwei 
Mitglieder vertreten. Bevollmächtigte können nur Mitglieder der Genossenschaft, Ehegatten, eingetragene 
Lebenspartner, Eltern oder Kinder eines Mitglieds oder Angestellte von juristischen Personen oder 
Personengesellschaften sein.

(7) Die Generalversammlung beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen (einfache 
Stimmenmehrheit), soweit keine größere Mehrheit bestimmt ist; Stimmenthaltungen bleiben unberücksichtigt.

Neben den im Gesetz geregelten Fällen ist für den Beschluss nach Abs. 9 a) eine Mehrheit von drei Vierteln der 
abgegebenen Stimmen erforderlich. Gibt es bei einer Wahl mehr Bewerber als Mandate vorhanden sind, so hat 
jeder Wahlberechtigte so viele Stimmen, wie Mandate zu vergeben sind; es sind diejenigen Bewerber gewählt, 
die die meisten Stimmen auf sich vereinigen (relative Mehrheit).

(8) Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter 
(Versammlungsleiter). Durch Beschluss der Generalversammlung kann der Vorsitz einer anderen Person 
übertragen werden. Der Versammlungsleiter kann einen Schriftführer und erforderlichenfalls Stimmzähler 
ernennen.

(9) Die Generalversammlung ist neben den ausdrücklich durch Gesetz oder Satzung geregelten Fällen zuständig 
für:

a) die Zustimmung zu Beschlüssen, die die Existenz des genossenschaftlichen Unternehmens nachhaltig 
beeinflussen können oder in anderer Weise den Kernbereich der genossenschaftlichen Unternehmenstätigkeit 
berühren, sodass ihnen nahezu satzungsändernder Charakter zukommt, und

b) die Entscheidung über das Stellen eines Antrags auf die Begründung oder Kündigung der Mitgliedschaft bei 
einem Prüfungsverband.

(10) Die Beschlüsse werden gem. § 47 GenG protokolliert.

§ 14 Aufsichtsrat

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Generalversammlung bestimmt die Anzahl und 
wählt die Mitglieder des Aufsichtsrats. Die Amtszeit dauert bis zur ordentlichen Generalversammlung im dritten 
Jahr nach der Wahl.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder an der Beschlussfassung 
teilnimmt. Der Aufsichtsrat kann schriftlich, telefonisch und auf elektronischem Wege Beschlüsse fassen, wenn 
kein Aufsichtsratsmitglied diesem Weg der Beschlussfassung widerspricht. Sitzungen können auch virtuell oder 
hybrid abgehalten werden; das Nähere kann die Geschäftsordnung des Aufsichtsrats regeln.
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(3) Der Aufsichtsrat überwacht die Leitung der Genossenschaft, berät den Vorstand und berichtet der 
Generalversammlung. Dienstverträge mit Vorstandsmitgliedern werden vom Aufsichtsrat abgeschlossen.

(4) Der Aufsichtsrat wird einzeln vertreten vom Vorsitzenden oder von dessen Stellvertreter.

§ 13 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Er wird vom Aufsichtsrat bestellt. Die Amtszeit beträgt 
drei Jahre.

(2) Der Vorstand kann vorzeitig nur von der Generalversammlung abberufen werden. Der Aufsichtsrat ist befugt, 
nach seinem Ermessen Mitglieder des Vorstands vorläufig, bis zur Entscheidung der unverzüglich 
einzuberufenden Generalversammlung, von ihren Geschäften zu entheben.

(3) Der Vorstand kann auch schriftlich, telefonisch und auf elektronischem Wege Beschlüsse fassen, wenn kein 
Vorstandsmitglied diesem Weg der Beschlussfassung widerspricht. Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen gefasst. Sitzungen können auch virtuell oder hybrid abgehalten werden; das Nähere kann 
die Geschäftsordnung des Vorstands regeln.

(4) Die Genossenschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder vertreten.

(5) Der Vorstand führt die Genossenschaft in eigener Verantwortung. Er bedarf der Zustimmung des 
Aufsichtsrates für
a) Investitionen oder Aufnahme von Krediten ab einer Summe von jeweils [Betrag] €,
b) Abschlüsse von Miet-, Pacht- oder Leasingverträgen, sowie anderen Verträgen mit wiederkehrenden 
Verpflichtungen mit einer Laufzeit von mehr als X Jahren und/oder einer jährlichen Belastung von mehr als 
[Betrag] €,
c) die Errichtung und Schließung von Filialen,
d) die Gründung von Unternehmen und die Beteiligung an anderen Unternehmen,
e) sämtliche Grundstücksgeschäfte,
f) Erteilung von Prokura und
g) die Aufstellung und Änderung der Geschäftsordnung für den Vorstand.

(6) Der Vorstand hat mit dem Aufsichtsrat den Wirtschafts- und Stellenplan zu beraten. Er hat dem Aufsichtsrat 
mindestens vierteljährlich, auf Verlangen oder bei wichtigem Anlass unverzüglich, über die geschäftliche 
Entwicklung der Genossenschaft zu berichten. Dabei muss er auf Abweichungen vom Wirtschafts- und 
Stellenplan eingehen.

§ 16 Beiräte und Arbeitsgruppen

(1) Die Generalversammlung kann die Bildung von Beiräten beschließen, die die Organe der Genossenschaft 
beraten. In dem Beschluss ist festzulegen, mit welchem Thema sich der Beirat befasst, wie er zusammengesetzt 
ist und für welchen Zeitraum er gebildet wird.

(2) Beiräte haben ausschließlich beratende Funktion. Sie können dem Vorstand, dem Aufsichtsrat und der 
Generalversammlung Empfehlungen, Anregungen und Stellungnahmen zu ihrem jeweiligen Themenbereich 
geben. Die Organe der Genossenschaft sind an Empfehlungen, Anregungen und Stellungnahmen der Beiräte 
nicht gebunden.

(3) Die Generalversammlung kann auf Vorschlag des Vorstands eine Beiratsordnung beschließen. In der 
Beiratsordnung können insbesondere Zusammensetzung, Berufung oder Wahl der Mitglieder, Amtszeit, 
Arbeitsweise, Berichtspflichten, Informationsrechte, Verschwiegenheitspflichten und die Beendigung der 
Tätigkeit geregelt werden.

(4) Zur Organisation und Durchführung des laufenden Geschäftsbetriebs kann der Vorstand Arbeitsgruppen 
einrichten, ändern und auflösen. Arbeitsgruppen unterstützen den Vorstand insbesondere in Bereichen wie 
Einkauf, Ladenbetrieb, IT, Mitgliederkommunikation, Finanzen, Veranstaltungen, Bildung, Öffentlichkeitsarbeit 
oder anderen Aufgabenbereichen der Genossenschaft.
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(5) Arbeitsgruppen sind keine Organe der Genossenschaft. Sie haben keine eigene Leitungs- oder 
Vertretungsbefugnis. Sie handeln im Rahmen der ihnen vom Vorstand übertragenen Aufgaben. Der Vorstand 
kann Vorgaben für die Tätigkeit der Arbeitsgruppen machen, Entscheidungen an sich ziehen, Beschlüsse oder 
Maßnahmen von Arbeitsgruppen ändern oder aufheben und die Tätigkeit einzelner Arbeitsgruppen jederzeit neu 
ordnen.

(6) Die Mitglieder können die Einrichtung von Arbeitsgruppen vorschlagen und an Arbeitsgruppen nach Maßgabe 
der vom Vorstand festgelegten Rahmenbedingungen mitwirken.

(7) Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats eine Arbeitsgruppenordnung beschließen. In der 
Arbeitsgruppenordnung können insbesondere Einrichtung, Aufgaben, Zuständigkeiten, Koordination, 
Dokumentation, Entscheidungswege, Budgetverantwortung, Kommunikation, Verschwiegenheit, Datenschutz, 
Umgang mit Interessenkonflikten und die Zusammenarbeit mit Vorstand und Aufsichtsrat geregelt werden.

(8) Soweit Arbeitsgruppen Aufgaben übernehmen, die den laufenden Geschäftsbetrieb oder den Umgang mit 
Vermögenswerten, personenbezogenen Daten, vertraulichen Informationen oder rechtsverbindlichen 
Erklärungen betreffen, hat der Vorstand klare Zuständigkeiten, Grenzen und Kontrollmechanismen festzulegen.

§ 17 Gemeinsame Vorschriften für die Organe

(1) Niemand kann für sich oder einen anderen das Stimmrecht ausüben, wenn darüber Beschluss gefasst wird, ob 
er oder das vertretene Mitglied zu entlasten oder von einer Verbindlichkeit zu befreien ist oder ob die 
Genossenschaft gegen ihn oder das vertretene Mitglied einen Anspruch geltend machen soll.

(2) Wird in Vorstands- oder Aufsichtsratssitzungen über Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die die 
Interessen eines Organmitglieds, seines Ehegatten, seiner Eltern, Kinder und Geschwister oder einer von ihm 
kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person berühren, so darf das betreffende Mitglied an der Beratung 
nicht teilnehmen.

(3) Das betroffene Mitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hören.

§ 18 Gewinnverteilung, Verlustdeckung, Rückvergütung und Rücklagen

(1) Über den bei der Feststellung des Jahresabschlusses sich ergebenden Gewinn oder Verlust des 
Geschäftsjahres entscheidet die Generalversammlung innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des 
Geschäftsjahres.

(2) Die Generalversammlung kann einen Verlust aus Rücklagen decken, auf neue Rechnung vortragen oder auf 
die Mitglieder verteilen.

(3) Bei einem Gewinn kann die Generalversammlung nach Zuführung des erforderlichen Anteils in die gesetzliche 
Rücklage den verbleibenden Gewinn in die freie Rücklage einstellen, auf neue Rechnung vortragen oder diesen 
an die Mitglieder verteilen.

(4) Die Verteilung von Verlust und Gewinn auf die Mitglieder geschieht im Verhältnis des Standes der 
Geschäftsguthaben am Schluss des vorhergegangenen Geschäftsjahres.

(5) Eine Auszahlung von Gewinnen erfolgt erst bei vollständig aufgefüllten Geschäftsguthaben.

(6) Der gesetzlichen Rücklage sind mindestens 20% des Jahresüberschusses zuzuführen, bis mindestens 100% der 
Summe der Geschäftsanteile erreicht sind.

(7) Die Mitglieder haben Anspruch auf die vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates beschlossene 
Rückvergütung.

(8) Ansprüche auf Auszahlung von Gewinnen, Rückvergütungen und Auseinandersetzungsguthaben verjähren in 
zwei Jahren ab Fälligkeit. Die Beträge werden den Rücklagen zugeführt.

http://www.zdk.coop/
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§ 19 Bekanntmachungen

Bekanntmachungen der Genossenschaft, deren Veröffentlichung gesetzlich vorgeschrieben ist, erfolgen unter 
der Firma der Genossenschaft in/auf [in einer Zeitschrift / Zeitung oder auf der einer Internetseite (z.B. der Ge-
nossenschaft selbst oder – soweit die Genossenschaft Mitglied im Zentralverband deutscher Konsumgenossen-
schaften e.V. ist auf der Internetseite www.genossenschaftsbekanntmachungen.de].

Wichtige Hinweise

Die vorliegende Mustersatzung bildet die Rechtsauffassung des Zentralverbands deutscher 
Konsumgenossenschaften e.V. (ZdK) im Zeitpunkt der Erstellung ab. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass 
Gerichte und Behörden im Einzelfall andere Rechtsauffassungen vertreten.

Sollten Sie das Muster in modifizierter Form verwenden möchten, empfehlen wir Ihnen, dass Sie sich dazu 
rechtlich beraten lassen.

http://www.genossenschaftsbekanntmachungen.de/
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